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den an ihn gestellten Anforderungen als Fahrzeugführer 
nicht gerecht geworden.

Diese Umstände hat das Kreisgericht bei der Entschei­
dung über die Notwendigkeit des Entzugs der Fahrerlaub­
nis fehlerhaft unbeachtet gelassen.

Da der Angeklagte aus seinen bisherigen, zum Teil 
wegen einschlägiger Straftaten erkannten Strafen nicht 
die richtigen Lehren gezogen hat, ist es unerläßlich, zur 
Verstärkung der erzieherischen Wirkung der nunmehr aus­
gesprochenen Freiheitsstrafe, aber auch zum Schutz der 
Verkehrsteilnehmer, ihn vom Führen eines motorisierten 
Fahrzeugs im Straßenverkehr auszuschließen.

Das Oberste Gericht hat im Urteil vom 18. Februar 
1977 — 3 OSK 40/76 — NJ 1977 S. 247) zum Fahrerlaubnis­
entzug ausgeführt, daß dieser wirkungsvoll dem Schutz 
gesellschaftlicher Interessen, der Erhöhung der Verkehrs­

disziplin und der Disziplinierung des Strafrechtsverletzers 
dient. Bei der Bemessung der Dauer dieser zusätzlichen 
und in diesem Fall notwendigen Maßnahme sind die Art 
des Verkehrsverstoßes, der Grad der Schuld und die ein­
getretenen Folgen zu berücksichtigen.

Unter Beachtung der die erhebliche Tatschwere charak­
terisierenden Umstände (einschlägige Vorstrafe nach § 200 
StGB, erneutes Führen eines Fahrzeugs unter erheblicher 
Alkoholeinwirkung mit großer Gefahr für Personen und 
Beschädigung sozialistischen Eigentums) ist der vom Gene­
ralstaatsanwalt der DDR gestellte Antrag, dem Angeklag­
ten die Fahrerlaubnis auf unbegrenzte Zeit zu entziehen, 
begründet. Der aus der Verurteilung von 1974 resultierende 
und zur Zeit noch bestehende Fahrerlaubnisentzug steht 
einer erneuten und damit weitergehenden Anwendung des 
§ 54 StGB nicht entgegen.

Buchumschau
Autorenkollektiv (Leitung und verantwortliche Redaktion: 
Prof. Dr. sc. Richard Hähnert, Prof. Dr. sc. Helmut Richter, 
Prof. Dr. sc. Günther Rohde):
Lehrbuch LPG-Redit
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Wie bereits für das Gebiet des Bodenrechts liegt auch für 
das LPG-Recht erstmals ein vom Ministerium für Hoch- 
und Fachschulwesen anerkanntes Hochschullehrbuch vor.

Die Darstellung der marxistisch-leninistischen Agrar­
theorie und der Wege zu ihrer schöpferischen Verwirk­
lichung bei der Gestaltung der sozialistischen Landwirt­
schaft in der DDR macht die Kontinuität und Dialektik der 
Entwicklung auf diesem Gebiet deutlich. Das ermöglicht 
es dem Leser, die nach Redaktionsschluß des Lehrbuchs 
(1. März 1975) auf dem IX. Parteitag der SED gewonnenen 
Erkenntnisse zu Fragen der Weiterentwicklung der sozia­
listischen Landwirtschaft in der DDR und die inzwischen 
verabschiedeten Musterstatuten und Musterbetriebsordnun­
gen der LPG Pflanzenproduktion und der LPG Tierpro­
duktion entsprechend einzuordnen.

Der Aufbau der Kapitel führt bereits hin zur Regelung 
in spezialisierten LPGs, und die Aussagen des Lehrbuchs 
sind insoweit — auch unter den Bedingungen der jüngsten 
Neu- und Weiterentwicklung auf dem Gebiet des LPG- 
Rechts — voll gültig. Eine Ausnahme hiervon bilden ledig­
lich die Ausführungen zu den Rechtsbeziehungen der Ko­
operation (Kap. 9).

Ausgehend von den Aufgaben und den Quellen des 
LPG-Rechts vermitteln die Autoren einen historischen 
Überblick über die Entwicklung des LPG-Rechts, insbeson­
dere nach der 2. Parteikonferenz der SED im Sommer 1952. 
Dabei arbeiten sie heraus, wie unter Berücksichtigung des 
jeweiligen Standes der gesellschaftlichen Entwicklung und 
unter Einbeziehung der Erfahrungen der Genossenschafts­
bauern der Übergang zu höheren Formen der Gestaltung 
des LPG-Rechts erfolgte. Die rasche Weiterentwicklung der 
Produktionsverhältnisse auf dem. Lande führte vor allem 
seit 1959 zu gesetzgeberischen Maßnahmen, die eine 
wesentliche Grundlage für die Rechtsverwirklichung auf 
diesem Gebiet sind (LPG-Gesetz, LPG-Musterstatuten 
von 1959 bzw. 1962, Musterbetriebsordnung). Mit diesen 
Vorschriften wurde die staatliche Leitung der LPG präziT 
siert, die genossenschaftliche Demokratie weiterentwickelt, 
die Ausgestaltung der genossenschaftlichen Arbeitsverhält­
nisse am Leistungsprinzip orientiert, die Verantwortlich­
keit bei Pflichtverletzungen festgelegt und die Mehrung

und rationelle Nutzung der genossenschaftlichen Fonds 
stimuliert.

Im Zusammenhang mit Rechtsfragen der staatlichen 
Leitung der LPG legen die Autoren überzeugend dar, daß 
der Übergang der Einzelbauern zur genossenschaftlich-so­
zialistischen Produktionsweise und damit zur Klasse der 
Genossenschaftsbauern nur unter Führung der Arbeiter­
klasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei bei um­
fassender Hilfe und Unterstützung durch den sozialisti­
schen Staat möglich war. Auf der Grundlage der Ver­
fassung (Art. 46) ist die staatliche Leitung der LPGs 
untrennbar mit dem Prinzip der genossenschaftlichen 
Demokratie in den Genossenschaften und mit der umfas­
senden Einbeziehung der Genossenschaftsbauern in die 
Leitung von Staat und Gesellschaft verbunden.
. Aus der Sicht des Richters ist zu begrüßen, daß in die­

sem Zusammenhang die Aufgaben der Gerichte bei der 
Verwirklichung des LPG-Rechts unter Bezugnahme auf 
Anleitungsmaterialien des Obersten Gerichts und die vor­
liegende Rechtsprechung unter dem Aspekt dargelegt wer­
den, welche höheren Anforderungen sich künftig für die 
Rechtsprechung ergeben und auf welche Weise diese An­
forderungen verwirklicht werden können. Dabei ist der 
Auffassung zuzustimmen, daß in bezug auf die Zuständig­
keit der Gerichte bei der Lösung von Rechtskonflikten 
zwischen Genossenschaften und Mitgliedern die im Rah­
men des § 28 LPG-Gesetz gegebenen Möglichkeiten zur 
Entscheidung vermögensrechtlicher Streitigkeiten umfas­
send zu nutzen sind.

Zur Erläuterung der Aufgaben des Staatsanwalts bei 
der Verwirklichung des LPG-Rechts sei ergänzend ver­
merkt, daß er in Strafverfahren selbständig Schadenersatz­
ansprüche der LPG gegenüber dem Schädiger, also auch 
gegenüber einem Mitglied, geltend machen kann (§ 198 
Abs. 2 StPO).

Große Bedeutung kommt den Darlegungen der Autoren 
zur Mitgliedschaft zu. Aus der weiteren Vergesellschaftung 
des genossenschaftlichen Eigentums, insbesondere durch 
die Intensivierung der Produktion und den schrittweisen 
Übergang zu industriemäßigen Produktionsmethoden auf 
dem Wege der Kooperation, und die damit im Zusammen­
hang stehende Herausbildung von spezialisierten LPGs 
haben sich neue Probleme ergeben. Bei der Beendigung 
der Mitgliedschaft gehen die Autoren u. E. zu Recht von 
dem Grundsatz aus, daß es sich um ein Rechtsverhältnis 
auf lange Dauer handelt. Die Beendigung der Mitglied­
schaft ist demzufolge so zu gestalten, daß dem Schutz der 
genossenschaftlichen Produktionsverhältnisse und anderer 
Interessen der LPG im notwendigen Umfang ebenso Rech-


